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SCHWYZER

FREISINN
Wir machen die Schweiz stark!

Die FDP unterstützt das Massnahmenpaket zur Stärkung des Lehrerberufs 
und die Möglichkeit, Förderklassen einzuführen. In Ingenbohl hat sich  
die FDP mit einem Antrag im Schulrat bereits für Förderklassen eingesetzt. 
Gleichzeitig fordert die Partei im Kantonsrat aber einen konsequenteren 
Bürokratieabbau in der Volksschule – Symbolpolitik durch Prüfaufträge 
reichen nicht mehr aus. � Seite 5

FDP setzt sich ein für:
starke Bildung und weniger Bürokratie
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Bild: Erlebnisregion Mythen und Julia Cotti

GV und DV in Ingenbohl
An der Delegierten- und Generalversammlung 
der FDP Schwyz diskutierten die Delegierten  
am 27. März in Brunnen über globale Interessen- 
und Machtpolitik und beschlossen klar die  
JA-Parole zum Personal- und Besoldungsgesetz. �
� Seite 4

Aktuelles aus dem Kantonsrat
Fraktionspräsident Sepp Marty erläutert, warum 
die FDP-Fraktion die Sanierungsmassnahmen  
im Zugersee abgelehnt hat.� Seite 6 

Kolumne der Jungfreisinnigen� Seite 6

Aktuelles aus Bern
Unsere Ständerätin Petra Gössi und unser 
Nationalrat Heinz Theiler berichten über 
aktuelle Themen in Bern.� Seite 7–8

Neuer Verantwortlicher für den 
Schwyzer Freisinn
Nico Lalli übernimmt von Nathalie Henseler  
die Verantwortung für den Kantonsteil im 
Schwyzer Freisinn. � Seite 9



Nr. 2 | 2. Mai 202522 Nr. 2 | 2. Mai 2025

Liebe Freisinnige
«Freiheit ist kein Synonym für Glück, sondern eher 
für schwierige Entscheidungen»: Dieses Zitat der 
liberalen Politikerin Emma Bonino aus Italien 
macht klar, dass liberale Politik nicht die Aufgabe 
hat, die Menschen glücklich zu machen. Die FDP 
steht für eine Politik ein, die den Menschen Freiheit 
lässt. Freiheit kann anstrengend sein, denn sie be-
inhaltet, dass jeder und jede selber denken, entschei-
den und handeln muss. Freiheit ist aber alles andere 
als selbstverständlich, sie muss jeden Tag errungen 
werden. Es bedarf vor allem des Mutes der Politik, 
den Menschen etwas zuzutrauen und ihnen etwas 
abzuverlangen: Selbstverantwortung! Wenn wir 
einen Blick in die Welt werfen, müssen wir feststel-
len: Die Welt ist im Umbruch, und das liberale Ge-
sellschafts- und Wirtschaftsmodell ist vielerorts 
gefährdet – mittlerweile auch in der Schweiz.

Schweizer Wohlstand steht auf dem Spiel
Die Schweiz ist aufgrund des liberalen Staatsver-
ständnisses ein erfolgreiches Land, in dem der 
Wohlstand im weltweiten Vergleich enorm hoch ist. 
Davon können alle Menschen in unserem Land pro-
fitieren. Das ist das Verdienst unserer Vorfahren, 
die sich für eine Schweiz eingesetzt haben, die auf 
Selbstverantwortung, Subsidiarität und Milizprin-
zip basiert. Dieses Staatsverständnis steht massiv 
unter Druck. Die anderen Parteien versprechen den 
Menschen in diesem Land, mit einer Fülle von 
staatlichen Leistungen für ihr Glück zu sorgen. 

Ausser der FDP gibt es kaum eine Partei, die den 
Mut hat, sich gegen die nicht finanzierbaren Ver-
heissungen zu stemmen. Ansprüche, die noch vor 
wenigen Jahren aus finanzpolitischer Vorsicht im 
Parlament keine Chance hatten, sind heute mehr-
heitsfähig. Die Koalition der Anspruchsvollen setzt 
dadurch unter billigender Inkaufnahme der finanz-
politischen Verluderung den Wohlstand nicht nur 
der heutigen Generation, sondern auch der nach-
folgenden Generationen aufs Spiel.

SP und Mitte wollen  
einen weiteren Ausbau der AHV
Bei der 13. AHV-Rente fragt sich die Politik, wie sie 
das vom Volk angenommene Versprechen einlösen 
und gegenfinanzieren soll. Die Antwort ist schnell 
zur Hand: Steuererhöhungen. Doch es kommt aber 
noch dicker. Noch bevor die Finanzierung der  
13. AHV-Rente auch nur ansatzweise geklärt ist,  
setzen SP und Mitte bereits zum nächsten Griff ins 
Portemonnaie des arbeitenden Mittelstands und der 
KMU an. Im Rahmen der Finanzierungsvorlage für 
die 13. AHV-Rente haben Mitte und SP dreist  
einen zusätzlichen Ausbau der AHV-Finanzierung  
beschlossen. Statt um 5 Milliarden soll die AHV um 
fast 9 Milliarden aufgestockt werden. Bezahlt  
werden soll der Ausbau durch höhere Lohnabzüge 
und eine Erhöhung der Mehrwertsteuer. Die Kosten-
folgen für die Bevölkerung werden einmal mehr ver-
schwiegen: rund 2000 Franken pro Jahr und durch-

Die Welt ist im Umbruch 
Freiheit ist alles andere als selbstverständlich 

schnittlichen Haushalt. Einher geht damit selbstver-
ständlich nicht nur ein Kaufkraftverlust, sondern 
immer auch ein schleichender Verlust an Freiheit: die 
Freiheit, selber zu entscheiden.

Enteignungsinitiative von Juso und SP
Noch weiter geht die Juso-Erbschaftsinitiative. Die 
Initiative schreibt eine Erbschaftssteuer von 50 Pro-
zent ab einem Betrag von 50 Millionen vor. Ohne 
Ausnahmen und zusätzlich zu allen kantonalen Ver-
mögens-, Erbschafts- und Schenkungssteuern. Das 
würde die erfolgreichsten Unternehmerinnen und 
Unternehmer sowie deren Unternehmen aus dem 
Land vertreiben. Laut Bundesrat würden dem Schwei-
zer Staat in der Folge bis zu 3,7 Milliarden Franken 
pro Jahr fehlen. Vielleicht würde ein Teil mit Spar-
programmen bei der öffentlichen Hand kompensiert. 
Wahrscheinlich ist aber, dass die Politik die Steuer-
ausfälle wiederum mit neuen Steuern gegenfinanzie-
ren will. Und zwar bei demjenigen, der die Schweiz 
nicht ohne weiteres verlassen kann: beim arbeitenden 
Mittelstand. Die FDP wehrt sich mit aller Kraft gegen 
diesen linken Steuerhammer und gegen diese Ver-
nichtung des nachhaltigen Unternehmertums – eines 
wichtigen Bausteins unseres Wohlstands.

Steuern senken, Staat entschlacken,  
Subventionen abbauen
Die einzige richtige Antwort auf die schädliche  
Anspruchspolitik von Mitte-Links heisst mehr 
Freiheit – oder ganz einfach: den Menschen und 
unseren KMU etwas zuzutrauen. Sie sollen wieder 
mehr Spielraum für ihr verdientes Geld haben. Ob 
sparen, investieren oder konsumieren. Weshalb sol-
len diese zuweilen schwierigen individuellen Ent-
scheidungen vom Staat verhindert werden? Aktuell 
liegt die Schweizer Staatsquote bei 32 Prozent und 
damit über dem globalen Median. Die Fiskalquote 
(ohne Zwangsabgaben für die Kranken- und die 
Pensionskassen) beträgt 40 Prozent und ist damit 
vergleichbar mit denjenigen Deutschlands oder  
Österreichs und liegt nur unwesentlich unter derje-
nigen von Schweden. Zudem zeigen die Tendenzen 
sowohl bei der Staats- wie auch bei der Fiskalquote 
deutlich nach oben. Die FDP muss als einzige Par-
tei in der Schweiz gegen die immer dreister erhobe-
nen staatlichen Glücksversprechen ankämpfen und 
sich nicht scheuen, den Menschen in unserem Land 
etwas zuzutrauen. Dazu müssen wir uns aber zuerst 
selber etwas zutrauen: den Mut, Nein zu sagen – 
auch oder gerade weil uns die Parteien aus der Ko-
alition der Anspruchsvollen Arm in Arm mit den 
Medien dafür kritisieren. Denn Freiheit ist anstren-
gend. Der Kampf dafür noch viel mehr! 

Ihr Thierry Burkart,
Präsident FDP.Die Liberalen Schweiz
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Portrait 

Sehr geehrte Damen und Herren

Stellen Sie sich die Schweiz als Orchester vor. Die 
Bevölkerung spielt die erste Geige. Und auch die 
zweite und dritte. Die Trompeten – die Politik – ver-
suchen die Melodie vorzugeben. Der Synthesizer – 
die Wissenschaft – schaff t neue Klänge. Vielfältige 
Flöten – die Kultur – umspielen die Melodie. Das 
Cello, die soziale Wohlfahrt, sorgt für Wärme. Das 
Schlagzeug fördert mit vorwärtstreibenden Beats 
den wirtschaftlichen Fortschritt. Das wichtigste 
Instrument aber ist der Kontrabass, er entspricht 
unseren Institutionen.

Jedes Instrument, jede Stimme ist einzigartig und 
dennoch vereint in einer Symphonie der Vielfalt. 
Doch was passiert, wenn die Instrumente ver-
stimmt sind oder wenn jeder taub für andere sein 
Solo spielt? Aus der Harmonie wird Kakophonie, 
aus dem Konzert ein ohrenschmerzendes Durch-
einander.

Die Schweiz war nicht immer ein harmonisches 
Orchester. Sie war geprägt von politischer Zersplit-
terung und konfessionellen Gräben. Aber im Willen 
zu Freiheit und gemeinsamer Selbstbestimmung 
haben die unterschiedlichen Kantone zusammenge-
funden und haben die Partitur für die moderne 
Schweiz komponiert: mit Rechtsstaat, direkter De-
mokratie, Milizsystem, Föderalismus, Konkordanz. 
Sicherheit und gesellschaftlicher Zusammenhalt
sind bei uns mehr als nur ein Schlagworte. Sie 
verkörpern die Sehnsucht nach Stabilität, einem 

Einklang von Tradition und Fortschritt. Während 
anderswo die politische Bühne zur Reality-Show 
oder zum Schauplatz der Gewalt verkommt, tau-
schen wir in der Schweiz schlicht jährlich die Regie-
rungsfotos aus und folgen weiter einem besonnenen 
Andante moderato. 

Doch Vorsicht: Besonnenheit darf nicht in Gleich-
gültigkeit umschlagen und nicht zu einem Wiegen-
lied werden, das uns einlullt und den Blick auf die 
Herausforderungen unserer Zeit verhindert. Sonst 
wird das Wiegenlied zum Abgesang auf uns selbst.
Die Welt verändert sich rasant, und die Schweiz 
ist kein schalldicht abgeschotteter Konzertsaal. Di-
gitalisierung, Globalisierung, die Fragmentierung 
der Öff entlichkeit und die Einfl üsse von machtbe-
sessenen Autokraten auf allen Kanälen. Das Inter-
net als gewaltiger Resonanzkörper verstärkt den 
Lärm, Hass und Hetze greifen oft ungeahndet um 
sich. Die Gräben zwischen den Meinungslagern 
werden tiefer. Und hier liegt der Widerspruch:
Unsere Gesellschaft wird immer heterogener, viel-
fältiger, bunter – ein Medley unterschiedlicher Kul-
turen, Sprachen, Lebensentwürfe. Gleichzeitig er-
leben wir eine zunehmende Polarisierung in der 
Politik, eine Verschärfung der Fronten, die dieser 
gesellschaftlichen Vielfalt diametral entgegenge-
setzt ist. Aus dem Orchester droht ein Ensemble von 
Solisten zu werden, jeder versunken in seiner eige-
nen Partitur, taub für die Melodien der anderen.

Wie können wir verhindern, dass unser Orches-
ter im Chaos versinkt? Indem wir die Partitur der 

Bundesverfassung neu lesen. Vor genau 25 Jahren 
trat sie in nachgeführter Form in Kraft – eine «neue» 
Verfassung für ein neues Jahrhundert, die die 
Grundwerte alten Zusammenlebens übernahm: 
Freiheit, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Födera-
lismus. Eine besondere Verantwortung kommt 
natürlich uns Politikern zu, als Leadstimmen im 
Monsterkonzert Schweiz. Aber nicht nur wir – ein 
jeder von uns trägt Verantwortung dafür, dass die 
Schweiz ein Land bleibt, das Freiheit, Sicherheit 
und Chancen für alle bietet, wie ein vielstimmiges 
Orchester auf der ständigen Suche nach dem Viel-
klang in Harmonie.

Ausschnitte der Rede von Ständeratspräsident 
Andrea Caroni anlässlich des Regierungsseminars 
von 8. bis 9. Januar 2025 in Interlaken.

Institutionen und Musik  
Gedanken von Ständeratspräsident Andrea Caroni

Andrea Caroni, Ständeratspräsident

Bild: generiert mit KI

Hier geht es zur 
gesamten Rede.

korrigiert
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An der Delegiertenversammlung der FDP.Die Liberalen Kanton Schwyz vom 27. März 2025 in Brunnen fassten die 
Delegierten mit deutlicher Mehrheit die JA-Parole über die Teilrevision des kantonalen Personal- und Besoldungsgesetzes. 
Zudem hielten Ständerätin Petra Gössi und Nationalrat Heinz Theiler spannende Referate zu den Auswirkungen der 
aktuellen globalen Entwicklungen auf die Schweiz.
Die Weltpolitik und die disruptiven Aktivitäten 
der Trump-Regierung in Washington beeinflus-
sen auch die Schweiz, die Bevölkerung sowie die 
Wirtschaft im Kanton Schwyz und beschäftigten 
folgerichtig auch die Delegierten der FDP.Die Li-
beralen Kanton Schwyz, welche am 27. März bei 
der Jöhl Isenschmid AG in Brunnen tagten. Kan-
tonalpräsident Urs Rhyner eröffnete die Ver-
sammlung mit einem Appell: «Die Liberalen 
arbeiteten seit Beginn des Bundesstaats tatkräftig 
am Miliz- und Rechtssystem mit. Gerade heute ist 
es umso wichtiger, für die liberalen Werte einzu-
stehen.»

Spannende Referate zur aktuellen Weltlage
Die rund 60 anwesenden Mitglieder konnten sich 
zudem von Ständerätin Petra Gössi, Mitglied in 
der Aussenpolitischen und der Staatspolitischen 
Kommission des Ständerats, und Nationalrat 
Heinz Theiler, Mitglied der Sicherheitspolitischen 
Kommission des Nationalrats, aus erster Hand 
über die neusten Entwicklungen und deren politi-
sche Auswirkungen informieren lassen. Beide Re-
ferierenden wiesen darauf hin, dass die Schweiz 
gut daran tut, sich geschickt zu verhalten und mit 
allen Seiten gute Beziehungen zu pflegen. So kann 
sie ihre Stärken als neutrale Vermittlerin weiterhin 
ausspielen. Gleichzeitig erläuterte Heinz Theiler in 
seinem Referat, dass auch für die Schweiz die Ge-

fahren von Desinformation und Cyberangriffen 
durch Russland zugenommen habe, und bestärkte 
seine Position, dass die Schweiz Realpolitik be-
treiben, sich auf die Gefahren vorbereiten und da-
rum die Armee ausbauen müsse.

Klares Ja zur Erhöhung der Lehrerlöhne
Im zweiten Teil stand dann wieder ein kantonales 
Thema im Fokus. Kantonsrätin Julia Cotti erläuter-
te in einem kurzweiligen Referat die kantonale Vor-
lage zur Teilrevision des Personal- und Besoldungs-
gesetzes für Lehrpersonen an der Volksschule. 

Im Kantonsrat sorgte die Vorlage bereits für pole-
mische Diskussionen, welche mit Blick auf die Ab-
stimmung im September auch die Öffentlichkeit 
beschäftigen werden. Die Vorlage beinhaltet im 
Wesentlichen zwei Massnahmen zur Attraktivie-
rung des Lehrerberufs im Kanton Schwyz: Einer-
seits sollen die Einstiegslöhne erhöht werden. 
Dies, weil junge Lehrpersonen heute in den Nach-
barkantonen teilweise mehrere tausend oder mehr 
als zehntausend Franken höhere Löhne erzielen 
können. «Wir erwarten, dass durch eine Anhe-
bung der Einstiegslöhne im Kanton Schwyz unse-
re Schulen auch für junge Lehrpersonen wieder 
attraktiver werden», so Julia Cotti in ihrem Refe-
rat. Andererseits sieht die Revision eine Anpas-
sung der Kündigungsfrist von vier auf sechs Mo-

nate vor. Auch hier geht es in erster Linie um eine 
Angleichung an die umliegenden Kantone, damit 
die Schulen im Kanton Schwyz ihre Stellen auch 
frühzeitig ausschreiben können. So erhalten sie 
bei der Rekrutierung gleich lange Spiesse und 
mehr Planungssicherheit. Die Delegierten stimm-
ten der Referentin nach kurzer Diskussion zu und 
empfahlen die Teilrevision mit 52 Ja zu 2 Nein bei 
5 Enthaltungen klar zur Annahme.

Generalversammlung und Präsentation 
der Jöhl Isenschmid AG
Im Anschluss an die Delegiertenversammlung 
führte Präsident Urs Rhyner effizient und zügig 
durch die Generalversammlung. Die Jahresrech-
nung 2024 und das Budget 2025 wurden einstim-
mig genehmigt, und es wurde dem Vorstand De-
charge erteilt. Julia Cotti wurde einstimmig und mit 
Applaus wieder in die Geschäftsleitung gewählt.

Vor dem grosszügigen Apéro stellte Kantonsrat und 
Gastgeber Severin Isenschmid als Geschäftsleiter 
der Jöhl Isenschmid AG seine Unternehmung vor. 
Er gewährte spannende Einblicke in die Geschichte 
des erfolgreichen Familienunternehmens und deren 
Tätigkeiten in den Produktionshallen in Brunnen.

Nico Lalli, 
Mitglied der Geschäftsleitung

Schwyz

Delegierten- und Generalversammlung

in Brunnen

Der Gastgeber und die Referierenden (von links): Severin Isenschmid, Geschäftsleiter Jöhl Isenschmid AG, Urs Rhyner, Kantonalpräsident FDP, Nico Lalli, Mitglied der 
Geschäftsleitung, Ständerätin Petra Gössi, Nationalrat Heinz Theiler, Sepp Marty, Fraktionspräsident, Julia Cotti, Mitglied der Geschäftsleitung.
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Schwyz

Im schwyzerischen Massnahmenpaket zur Behebung des Lehrpersonenmangels und zur Attraktivierung des 
Lehrerberufs werden, gestützt auf eine Befragung aller Lehrpersonen, zwölf konkrete Massnahmen vorgeschlagen.  
Die Ergebnisse sind klar: 72 Prozent der Befragten geben an, dass administrative Aufgaben die grösste Belastung  
darstellen, namentlich das Ausfüllen komplexer Formulare und das Erstellen umfangreicher Berichte.
 
Für die FDP.Die Liberalen ist klar: Diese Büro-
kratie ist eine Quelle für Frustration und Demoti-
vation und bindet wertvolle Ressourcen. Lehrper-
sonen sollen sich auf ihre Kernaufgabe – den 
Unterricht – konzentrieren können. Die überbor-
dende Administration führt zu steigendem Perso-
nalbedarf und trägt dazu bei, dass Lehrpersonen 
den Beruf frühzeitig verlassen. Der Beruf verliert 
so an Attraktivität.

Konkrete Antworten statt Arbeitsgruppe
Die FDP-Fraktion anerkennt, dass mit dem Mass-
nahmenpaket wichtige Schritte gemacht werden. 
Dennoch fehlt im Bereich Bürokratieabbau eine 
klare Stossrichtung. Die Absicht des Erziehungs-
rates, eine Arbeitsgruppe zur «Prüfung einer  
Reduktion der administrativen Aufwände» einzu-
setzen, greift deutlich zu kurz. Es braucht endlich 
konkrete Massnahmen mit klarer Zielsetzung und 
verbindlichem Fahrplan – nicht weitere unver-
bindliche Prüfaufträge.Darum hat die FDP- 
Fraktion ein Postulat eingereicht: Sie erwartet 
vom Regierungsrat, dass er aufzeigt, welche kon-
kreten Schritte bereits umgesetzt wurden oder ge-
plant sind, um den administrativen Aufwand zu 
reduzieren. Dabei muss dargelegt werden, wel-
chen Beitrag die kantonalen Stellen, das zuständi-
ge Amt sowie die kommunalen Schulbehörden  

 
und -leitungen leisten, um die Lehrpersonen zu 
entlasten.

Förderklassen schaffen gezielte Entlastung
Ein weiterer zentraler Bestandteil des Massnahmen-
pakets ist die Schaffung von sogenannten Förder-
klassen. Diese sollen Kindern mit besonderen Bil-
dungsbedürfnissen aus verschiedenen Bereichen of-
fenstehen. Ziel ist es, die Regelklassen gezielt zu 
entlasten und den Anforderungen an individuelle 
Förderung besser gerecht zu werden.

Die FDP begrüsst die Schaffung von Förderklassen 
ausdrücklich. Sie stellen eine sinnvolle Ergänzung 
zum integrativen Modell dar. Es darf jedoch keine 
ideologische Verhärtung geben: Wenn die Bedürf-
nisse eines Kindes in der Regelklasse nicht mehr ab-
gedeckt werden können, muss die Möglichkeit einer 
separativen Beschulung bestehen. Genau das ermög-
lichen die neuen Förderklassen.

Ressourcen gezielt einsetzen – Gemeinden  
und Bezirke in der Pflicht
Damit Schulträger von dieser neuen Möglichkeit tat-
sächlich Gebrauch machen können, hat der Regie-
rungsrat per Sommer 2025 eine Anpassung der 
Volksschulverordnung (VSV) sowie eine Erhöhung  
der Ressourcen im IF-Pool beschlossen. Aus Sicht  

 
der FDP liegt der Ball nun bei den Gemeinden und 
Bezirken. Sie sind als Schulträger in der Verantwor-
tung, die neuen Möglichkeiten zum Wohl der Schü-
lerinnen und Schüler zu nutzen. Erste Ortsparteien 
sind bereits aktiv. So wurde beispielsweise in der 
Gemeinde Ingenbohl auf Antrag der FDP.Die Libe-
ralen im Schulrat gefordert, dass ein Konzept zur 
Einführung solcher Föderklassen auszuarbeiten ist.

Fazit: Fokus auf Unterricht  
und Kernkompetenzen
Die FDP.Die Liberalen begrüsst, dass mit dem Mass-
nahmenpaket ein erster Schritt zur Stärkung des 
Lehrerberufs gemacht wurde. Dennoch bleiben zwei 
zentrale Punkte vordringlich: der wirksame Abbau 
von Bürokratie sowie eine pragmatische Überprü-
fung des integrativen Schulmodells. Der Fokus muss 
wieder stärker auf die Vermittlung von Grundkom-
petenzen gelegt werden. Lehrpersonen brauchen die 
nötige Zeit und den Freiraum, um sich auf ihren 
Unterricht zu konzentrieren – nicht auf Formulare 
und Statistiken. Die FDP steht für eine Schule mit 
klaren Prioritäten: weniger Bürokratie, mehr päda-
gogischen Freiraum, gezielte Unterstützung für 
Schülerinnen und Schüler.

Julia Cotti,  
Kantonsrätin, Mitglied der Geschäftsleitung

Bild: Vecteezy

Lehrerberuf stärken
Bürokratie abbauen, Förderklassen ermöglichen
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Bild:

Schwyz: Aktuelles aus dem Kantonsrat 

Das Gegenteil von gut:  
Gut gemeint

Kolumne

«I Peck Back!»
Eigentlich wollte der Pinguin Percy nur ein an-
ständiges Leben führen – als ganz normaler 
Schwyzer Bürger. Er hatte gerade seine Lehre 
erfolgreich abgeschlossen und wollte sich nun 
als Fischer am Vierwaldstättersee eine kleine 
Existenz aufbauen. Percy träumte von einem 
eigenen Iglu in Schwyz und einer Familie. Von 
einem einfachen, guten Leben eben.

Doch dieser Traum rückte in immer weitere 
Ferne. Krise um Krise suchte die Welt heim. 
Zuerst kam die Coronapandemie und spaltete 
die Gesellschaft. Dann erschütterte der Ukrai-
nekrieg Europa. Und schliesslich begannen die 
USA – über Jahrzehnte hinweg Garant für Frei-
heit und Wirtschaftswachstum – einen Han-
delskrieg gegen die ganze Welt. Sogar Percys 
Verwandte auf Heard Island und McDonald  
Islands, einer abgelegenen Inselgruppe im Indi-
schen Ozean, bewohnt ausschliesslich von  
Pinguinen, wurden mit Strafzöllen belegt. Der 
Wahnsinn beherrschte nun die Weltpolitik. 

Zwar setzte der amerikanische Präsident die 
Zölle bald wieder aus, aber der Schaden war 
längst angerichtet. Percy hatte den Schnabel 
voll. Genug von blutrünstigen Autokraten. Ge-
nug von gesellschaftlicher Spaltung. Genug von 
wirtschaftlichem Dilettantismus. Er wollte 
nicht länger zusehen, wie sein Traum vom gu-
ten Leben zerplatzte.

Percy fasste einen Entschluss: Er würde kämp-
fen. Kämpfen für eine starke Zivilgesellschaft, 
für die Macht des Volkes – und für wirtschaft-
liche Freiheit.

Percy lässt sich nichts mehr gefallen.
Percy pecks back!

Fabian Ab Yberg, 
Präsident Jungfreisinnige Kanton Schwyz

Bild: Zugersee und Sepp Marty

Schwyz: Aktuelles aus dem Kantonsrat 

Würden Sie eine Kaffeemaschine kaufen, bei der unklar ist, ob überhaupt  
Kaffee herauskommt? Sehr wahrscheinlich nicht. Wer Geld ausgibt, erwartet 
einen klaren Nutzen – das gilt auch in der Politik. Steuergelder sollen  
wirksam eingesetzt werden. Nichts ist einfacher, als das Geld von anderen  
für Massnahmen zu sprechen, die zwar gut klingen, aber keinen  
nachweisbaren Effekt haben.

Nach diesem Muster lief auch die kontroverse  
Debatte zur Sanierung des Zugersees an der April-
Session des Schwyzer Kantonsrats. Im Raum 
stand eine Ausgabenbewilligung für eine Kom-
pressionsanlage, die Druckluft in den Zugersee 
leiten und so die Sauerstoffkonzentration im  
Tiefenwasser sowie die Ökologie verbessern sollte. 
Das Projekt war gemeinsam mit den Kantonen 
Zug und Luzern geplant. Kosten: 11,2 Millionen 
Franken – der Kanton Schwyz hätte einmalig  
2,3 Millionen und jährlich 109 000 Franken bei-
gesteuert.

Umweltschutz klingt gut und ist wichtig – doch 
See ist nicht gleich See. Bei deutlich flacheren 
Seen wie dem Hallwilersee oder dem Greifensee 
ist eine künstliche Belüftung nötig, um überhaupt 
ein funktionierendes Ökosystem zu ermöglichen. 
Beim Zugersee hingegen sieht die Situation anders 
aus: Er erfüllt die Sauerstoffgrenzwerte des Bun-
des bis in eine Tiefe von 100 Metern und bietet 

damit gute Bedingungen für den Lebensraum der 
Fische. Der Nutzen einer Belüftungsanlage ist da-
her mehr als fraglich. Demgegenüber wären den 
Kantonen Schwyz, Zug und Luzern über die 
nächsten 50 Jahre Kosten von mehr als 42 Millio-
nen Franken entstanden. Hinzu kommt: Die  
Anlage wäre ausschliesslich im Winter gelaufen 
und hätte während der Betriebszeit so viel Strom 
verbraucht wie 400 Haushalte – ausgerechnet in 
der kritischsten Jahreszeit.

Hier zeigte sich einmal mehr: Gut gemeint ist nicht 
gut gemacht. Ich bin stolz, dass die FDP-Fraktion 
Haltung gezeigt und sich gegen eine bequeme 
Scheinlösung auf Kosten der Steuerzahlenden aus-
gesprochen hat. Denn gute Politik erkennt den 
Unterschied zwischen Symbolik und Substanz.

Sepp Marty,  
Fraktionspräsident

Das Gegenteil von gut:  
gut gemeint
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Das Sicherheitsempfinden der Schweizer Bevöl-
kerung nahm in den vergangenen Jahren spürbar 
ab. Dieser Eindruck wird durch die aktuellsten 
Kriminalitätsstatistiken (2024) gestützt. Sie zei-
gen einerseits, dass die schwere Kriminalität 
gegenüber dem Vorjahr generell zugenommen 
hat (schwere Körperverletzung: +17 Prozent; 
schwerer Raub: +21 Prozent; Vergewaltigung:  
+30 Prozent), andererseits, dass ausländische 
Staatsangehörige bei der Täterschaft überpropor-
tional vertreten sind. 54 Prozent aller Beschuldig-
ten von schweren Straftaten haben einen auslän-
dischen Pass – das, obwohl sie nur 27 Prozent der 
Bevölkerung ausmachen.

Die Schweiz ist erfolgreich, die Arbeitslosenrate 
tief und die Wirtschaft floriert. Das auch dank 
unserer generellen Offenheit gegenüber ausländi-
schen Arbeitskräften. Dieser Erfolg zieht aber auch 
viele Migrantinnen und Migranten aus wirtschaft-
lichen Gründen in die Schweiz. Sie sind nicht  

schutzbedürftig, haben keinen Arbeitsvertrag und 
darum Anrecht auf Asyl oder Aufenthalt in der 
Schweiz. Ein Teil dieser Menschen ist zudem wie-
derholt polizeilich aufgefallen oder kriminell. 

Verurteilte Straftäterinnen und Straftäter werden 
in der Schweiz konsequent ihrer Strafe zugeführt, 
der Staat ist für die Durchsetzung und den Voll-
zug verantwortlich. Das geltende Recht gibt den 
Behörden auch im Bereich der Ausländerkrimi-
nalität verschiedene Instrumente in die Hand. 
Diese werden aber oft uneinheitlich vollzogen 
und unter den Behörden ungenügend koordiniert. 
Unterschiedliche Zuständigkeiten zwischen den 
Staatsebenen verstärken das Problem. Mit meiner 
Motion 25.3292 fordere ich darum den Bundesrat 
auf, eine staatsebenenübergreifende Taskforce  
«Sicherheit im Asyl- und Ausländerbereich»  
einzusetzen. Sie soll dafür sorgen, dass die be-
stehenden Instrumente besser abgestimmt und so 
konsequenter genutzt werden können. Zudem soll  

sie aufzeigen, inwiefern weitere gesetzliche Be-
stimmungen nötig sind, um die Kriminalität von 
Ausländerinnen und Ausländern wirkungsvoller 
zu verfolgen und wie Urteile inklusive Ausschaf-
fung konsequent umzusetzen.

Die Schweiz braucht eine wirkungsvollere  
Zusammenarbeit aller Behörden und weniger 
Populismus. Nur so lassen sich Probleme lösen 
und lässt sich das Sicherheitsempfinden unserer 
Bevölkerung nachhaltig stärken.

Schwyz: Aktuelles aus Bern

Rasche Ausschaffung straffälliger

Ausländerinnen und Ausländer

Lösungen durch effiziente Zusammenarbeit statt Populismus

Petra Gössi, Ständerätin        

Bild: iStock, DesignRage
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Schwyz: Aktuelles aus Bern 

In der Frühlingssession hat die Fraktion ein Forderungspapier erarbeitet, um die Position der FDP in Sicherheitsfragen 
klarzumachen (siehe Seite 16–17). Als Mitglied der Sicherheitspolitischen Kommission möchte ich darüber hinaus  
noch einige Gedanken explizit ergänzen.

1. Hybrider Konflikt
Der Geheimdienstchef Christian Dussey bringt es 
auf den Punkt: Die Schweiz befindet sich längst in 
einem hybriden Konflikt mit Russland. Dazu ge-
hören Cyberattacken auf Institutionen und Infra-
strukturen wie Elektrizitätshersteller genauso wie 
Falsch- und Fehlinformationen der Bevölkerung 
über die Sozialen Medien. Insbesondere diese 
Desinformation stellt unsere Gesellschaft auf eine 
harte Probe. Das Vertrauen in die Institutionen 
und eine solide Medienlandschaft sind hier für die 
Resilienz der Schweizer Bevölkerung von zentra-
ler Bedeutung. Ein gutes Bildungssystem und die 
sogenannte «Politik am Küchentisch» bilden die 
Grundpfeiler dazu. 

2. Aufrüstung der Armee
Wer sagt, dass eine Aufrüstung der Armee nur der 
Kriegstreiberei diene, hat sich noch nicht mit Kriegs-

logik auseinandergesetzt. Die Geschichte zeigt, dass 
Kriege leider militärisch entschieden werden – aber 
auch militärisch verhindert werden können. Der 
Schlüsselbegriff dazu lautet «Dissuasion», was wört-
lich «Abhaltung» bedeutet. Ein potenzieller Feind 
soll davon abgehalten werden, ein Land physisch an-
zugreifen, weil es für den Feind zu aufwendig ist. 
Deshalb muss die Armee nicht nur ausgerüstet, son-
dern am Ende auch aufgerüstet werden – davon sind 
wir allerdings noch weit entfernt. 

3. Europäische Sicherheitsarchitektur
Durch den Zerfall der regelbasierten Ordnung stellen 
sich für die Schweiz sicherheitsrelevante Fragen: 
Wer sind unsere Partner, wenn wir zur Zielscheibe 
werden? Zum Beispiel bei einem Angriff auf zentra-
le Infrastrukturen wie den «Stern von Laufenburg», 
die Schaltanlage des europäischen Stromnetzes auf 
Schweizer Boden? 

Wie können wir als zentral gelegenes Land in Europa 
unseren Anteil an der europäischen Sicherheitsarchi-
tektur leisten – trotz Neutralität? Die Schweiz hat mit 
der Teilnahme an der European Skyshield Initiative 
(ESSI) gegenüber den anderen europäischen Staaten 
signalisiert, dass sie sich dieser Problematik durch-
aus bewusst ist. Am Ende geht es um den verfas-
sungsmässigen Schutz der Schweizer Bevölkerung 
und des Landes, die Kernaufgabe eines Staates. 

Bild: VBS/DDPS

Fragen, die sich jetzt der Schweiz stellen

Gedanken zu Sicherheitsfragen

Heinz Theiler, Nationalrat
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Bild:

Vorstellung: Nico Lalli 
Für Demokratie, Freiheit und Verantwortung

Bild: Nico Lalli

Zum ersten Mal darf ich als Kantonalverantwortlicher für den «Schwyzer Freisinn»  
diese Ausgabe mitgestalten. 
Ich bin im Kanton Schwyz aufgewachsen, und 
mein beruflicher Werdegang hat mich nach mei-
nem Studium der internationalen Beziehungen an 
der Universität St. Gallen für einige Jahre nach 
Zürich, Bern und in den Aargau geführt. Seit zwei 
Jahren lebe ich mit meiner Familie wieder in Brun-
nen. Seit nunmehr zehn Jahren bin ich aktives Mit-
glied der FDP.Die Liberalen. In Obersiggenthal im 
Kanton Aargau war ich Parteipräsident und Mit-
glied des Einwohnerrats, seit meiner Rückkehr in 
den Kanton Schwyz bin ich im Vorstand der Orts-
partei Ingenbohl, im Schulrat und seit einem Jahr 
im Vorstand der Kantonalpartei aktiv. 

Nachfolgend einige Gedanken, die mich zu diesem 
Engagement motivieren:

Aus Überzeugung für Demokratie, Freiheit 
und Verantwortung
Freiheit ist die grösste Errungenschaft des Men-
schen. Und Freiheit ist die Grundlage für eine sta-
bile und erfolgreiche Nation. Noch nie in der mo-
dernen Geschichte konnte ein Land, das die 
grundlegenden Freiheitsrechte nicht achtet und 
schützt, langfristig stabil und erfolgreich sein. 
Freiheit ist gleichzeitig das Fundament unserer 
Demokratie. Nur wenn die Menschen frei sind, 
können sie entsprechend ihrer Überzeugung und 
ohne Angst eine Wahl treffen und ihre Meinung 
sagen. Echte Mitbestimmung ist nur in einer freien 
Gesellschaft möglich.

Doch Freiheit ist kein Selbstläufer: Wo sie einge-
schränkt wird oder ist, wachsen rasch Unzufrie-

denheit und Widerstand. Auch bei uns. Das hat die 
Coronakrise eindrücklich gezeigt: Einschränkun-
gen der Bewegungsfreiheit, der Versammlungs- 
oder Erwerbsfreiheit führten vielerorts zu Protest 
und Widerstand. Der Ruf nach Freiheit war laut – 
zu Recht. Denn der Mensch strebt nach Freiheit 
und Selbstbestimmung.

Ohne Verantwortung keine Freiheit
Gleichzeitig ist Freiheit nur dann tragfähig, wenn 
sie mit Verantwortung einhergeht. Denn Freiheit 
bringt Vielfalt, aber auch Ungleichheit. Damit da-
raus kein Gegeneinander wird, braucht es Verant-
wortung und ein Bewusstsein für die Gemein-
schaft. Wer in einer freien Gesellschaft leben will, 
muss bereit sein, Solidarität zu zeigen und sich für 
die Gesellschaft einzusetzen. Das bedeutet, zu hel-
fen, wo Hilfe nötig ist. Aber vor allem auch, Hilfe 
zur Selbsthilfe zu fördern, nicht, Hilfe als Selbst-
zweck zu pflegen. 

Vielfalt zulassen und aushalten
Leider gibt es starke Tendenzen, die das Heil der 
Gesellschaft nicht in der freiheitlichen Verant-
wortung, sondern in einem allmächtigen Staat 
suchen und die Solidarität mit Gleichheit und 
grenzenloser Umverteilung gleichsetzen. Das ist 
kein erfolgversprechender Weg. Ungleichheit ist 
eine unvermeidliche Folge von Freiheit. Sie zu  
nivellieren, zerstört nicht nur jeglichen Leistungs-
anreiz und damit unsere erfolgreiche Wirtschaft, 
sondern auch die Grundlage für jegliche Verant-
wortung. Warum Verantwortung für die Gesell-
schaft und für sich selber und seine Nächsten über-

•	15. Mai 2025
	 Ortsparteipräsidentenkonferenz Innerschwyz
•	18. Mai 2025
	 Abstimmungssonntag
•	22. Mai 2025
	 Ortsparteipräsidentenkonferenz Mitte
• 5. Juni 2025
	 GV Freunde der FDP
• 	12. Juni 2025
	 Ortsparteipräsidentenkonferenz Ausserschwyz
• 	28. Juni 2025
	 Delegiertenversammlung FDP Schweiz
• 	18. August 2025
	 Delegiertenversammlung FDP Kanton Schwyz
• 	11. September 2025
	 Umwelt- und Wirtschaftsforum Schwyz
• 	20. September 2025
	 Herbstanlass FDP Kanton Schwyz 

Bitte beachten Sie: Allfällige Terminanpassun-
gen werden auf unserer Website unter 
www.fdp-sz.ch/aktuell/agenda aufgeführt. 
Weitere Veranstaltungshinweise finden Sie auf 
den Websites der Ortsparteien. Aktuelles ent-
nehmen Sie der Website: www.fdp-sz.ch.

AGENDA

nehmen, wenn der Staat alles regelt und bestimmt?
Was es aber zum Erhalt unserer freiheitlichen und 
demokratischen Gesellschaft braucht, sind Schutz 
unserer Freiheitsrechte, Garantie unserer Sicher-
heit, faire Startchancen und eine Sicherung der 
Grundexistenz. Die FDP.Die Liberalen ist die ein-
zige Partei, die konsequent für diese Werte ein-
steht, ohne gleichzeitig einen giesskannenartigen 
Ausbau von Sozialleistungen, mehr Subventionen, 
weitgehende staatliche Regulierungen oder gene-
rell mehr Einfluss durch den Staat zu fordern.

Freiheit und Verantwortung sind zwei Seiten der-
selben Medaille. Wer Freiheit will, muss Verant-
wortung leben – und auch die Spannungen aus-
halten, die aus echter Freiheit entstehen. Nur so 
bleibt unsere Demokratie stabil, gerecht und zu-
kunftsfähig.

Aus diesen Gründen setze ich mich aus Überzeu-
gung für die FDP.Die Liberalen ein und freue 
mich, ab sofort die Verantwortung für den 
«Schwyzer Freisinn» zu übernehmen und mitzu-
helfen, überzeugenden Voten für liberale und frei-
sinnige Anliegen eine Plattform zu bieten.

Schwyz
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Die eidgenössische Volksinitiative «Für eine soziale Klimapolitik – steuerlich gerecht finanziert (Initiative für eine 
Zukunft)» der Juso vernichtet den Schweizer Wohlstand und führt zu massiven Steuererhöhungen für den Mittelstand. 
Dem Bund, den Kantonen und den Gemeinden würden Milliarden von Franken fehlen: in den Schulen, bei der 
öffentlichen Sicherheit und sogar im Klimaschutz.

Das fordert die Juso-Enteignungsinitiative
Die Jungsozialisten (Juso) und ihre Verbündeten 
fordern eine Erbschaftssteuer von 50 Prozent auf 
Vermögen ab 50 Millionen Franken. Diese Steuer 
soll ohne Ausnahmen gelten und zusätzlich zu  
allen bestehenden kantonalen Einkommens-,  
Vermögens-, Erbschafts- und Schenkungssteuern 
erhoben werden. 

Brisant ist auch die geforderte sofortige Umset-
zung: Die Enteignung soll ab dem Tag der Abstim-

mung gelten, noch bevor sich Bundesrat und Parla-
ment mit der Umsetzung befassen konnten. So 
wenig ist den Jungsozialisten unsere Demokratie 
wert! 

In Wahrheit will die Linke unter dem Vorwand des 
Klimaschutzes schlicht und einfach die grössten 
Vermögen enteignen – ohne Rücksicht auf die 
Konsequenzen für die Schweiz – und ihr sozialis-
tisches Wirtschaftsmodell durchsetzen. Klar ist, 
dass die Initiative eine Auswanderungswelle aus-

löst, die enorme Löcher in den Staatsfinanzen hin-
terlässt. Laut Zahlen des Bundes würden durch 
eine solche Steuer jährlich bis zu 3,7 Milliarden 
Franken an Steuereinnahmen verloren gehen.

Der Bundesrat und der Nationalrat empfehlen die 
Initiative ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung. 

Der Ständerat wird in der Sommersession ent-
scheiden. Die Volksabstimmung könnte so am  
30. November stattfinden.

Abstimmungen

Nein zur Juso-Initiative
Fatal für Mittelstand und Unternehmen

korrigiert
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Abstimmungen

Nein zu neuen Steuern für den Mittelstand 
und KMU
Entgegen den ideologischen Behauptungen der 
Sozialistinnen und Sozialisten werden nicht die 
Reichsten zur Kasse gebeten. Diese haben die 
Möglichkeiten, ihren Wohnsitz ins Ausland zu 
verlegen. Es sind der Mittelstand und die kleine-
ren und mittleren Unternehmen, die letztlich die 
Steuerausfälle kompensieren müssen. In Zeiten 
allgemeiner Teuerung ist es inakzeptabel, dass 
gerade diejenigen, die zum Wohlstand der 
Schweiz beitragen, mit neuen Steuerbelastungen 
konfrontiert werden.

Die FDP setzt sich mit aller Kraft gegen 
diese Initiative ein
Die FDP lehnt die Juso-Enteignungsinitiative ent-
schieden ab und führt den bürgerlichen Widerstand 
der NEIN-Allianz an. Parallel zur Frühjahrsses-
sion von National- und Ständerat im März hat die 
FDP die erste Welle der FDP-Kampagne lanciert. 
Sie ergänzte das Lobbying im Bundeshaus und 
trug die Debatte in die Öff entlichkeit. 

Die dreiwöchige Kampagne brachte unsere Kern-
botschaft klar auf den Punkt: Am Ende zahlt der 
Mittelstand die Steuerausfälle. 

Mit diesem frühen Start betonte die FDP die zent-
rale Bedeutung, dieses Themas. Die FDP setzt 
alles daran, den Mittelstand vor neuen Steuern zu 
schützen und den Zwangsverkauf von Familien-
unternehmen zu verhindern.

Nadine Racine, 
Campaignerin

juso-enteignungsinitiative.ch

Enteignungsinitiative
Nein zur Juso-

Fakten bleiben Fakten: Die milliardenschweren Steuerausfälle
der Juso-Enteignungsinitiative fallen zurück auf den Mittelstand.
Wenn die besten Steuerzahler durch die 50%-Erbschaftssteuer
zur Auswanderung getrieben werden, fehlen in den Kassen von
Gemeinden, Kantonen und Bund jedes Jahr bis zu 3’700’000’000
Franken.

• Die FDP schützt den Mittelstand vor neuen Steuern.
• Die FDP verhindert den Zwangsverkauf
von Schweizer Familienunternehmen.

• Die FDP verhindert den Kahlschlag beim Service Public.

Scannen und mitmachen:
Hier geht’s zum
Testimonial-Generator.

Mankannesdrehen,
wiemanwill.

Am Ende bezahlt der Mittelstand
die Steuerausfälle.

«Am Ende zahlt 
der Mittelstand 

die Steuerausfälle.»

korrigiert
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Bundesrat und Justizminister Beat Jans will, dass Schweizerinnen und Schweizer künftig keine Kinder mehr 
aus dem Ausland adoptieren dürfen. Die FDP stellt sich entschieden gegen dieses Verbot.

Nationalrat Simone Gianini und seine Mitstreite-
rinnen und Mitstreiter konnten kürzlich einen 
wichtigen Etappensieg erringen: Die Mehrheit 
der Rechtskommission des Nationalrats (RK-N) 
spricht sich gegen das geplante Verbot aus – und 
folgt damit der Haltung der FDP.

1 Simone, wieso bekämpft die FDP das 
von Bundesrat Beat Jans geplante Verbot 
internationaler Adoptionen?

Die FDP ist grundsätzlich gegen Verbote – insbe-
sondere dann, wenn sie wie in diesem Fall falsch, 
unverhältnismässig und kontraproduktiv sind. 
Ende Januar 2025 hat der Bundesrat entschieden, 
internationale Adoptionen in der Schweiz künftig 
verbieten zu wollen. Begründet wurde dieser Ent-
scheid damit, dass ein generelles Verbot notwendig 
sei, um Kinder in den Herkunftsländern vor Miss-
brauch zu schützen.

Dieser Ansatz ist aber falsch: Ein generelles Verbot 
schützt die Kinder nicht besser – im Gegenteil. Es 
verbaut ihnen diese zusätzliche Schutzmassnahme 
und die Chance auf ein besseres Leben in der 
Schweiz. Ein solcher Schritt widerspricht unserer 
humanitären Tradition, unserer lösungsorientierten 
Haltung und dem liberalen Grundverständnis von 
Off enheit und Verantwortung. 

2 Bundesrat Jans hat aufgezeigt, dass 
Missbräuche stattfanden.

Das stimmt. Studien haben erhebliche Missstände 
in den 1970er- bis 1990er-Jahren aufgezeigt. Diese 
müssen aufgearbeitet werden – insbesondere durch 
den aktiven Einbezug von Adoptivkindern, welche 
teilweise noch heute auf der Suche nach ihrer Her-
kunft sind.

Seither wurden die Rahmenbedingungen zu Recht 
deutlich verschärft. Die Verfahren sind heute 
streng reguliert und dauern oft mehrere Jahre. Zu-
dem hat das Haager Übereinkommen zum Schutz 

von Kindern die Zahl der als vertrauenswürdig an-
erkannten Herkunftsländer deutlich reduziert. 
Heute fi nden in der Schweiz nur noch einige Dut-
zend internationale Adoptionen pro Jahr statt – 
unter klar defi nierten überprüfbaren Vorausset-
zungen. Indem diese Kontrollen verbessert werden, 
lassen sich Missbräuche verhindern.

Die richtige Antwort auf frühere Fehler besteht 
also nicht darin, sich aus dem System zurückzu-
ziehen, sondern es weiterhin gezielt zu verbessern. 
Denn für einige Kinder ist eine internationale 
Adoption nach wie vor die einzige reale Schutz-
massnahme und Zukunftsperspektive. Genau da-
für setzt sich die FDP ein. 

3 Eure Motion kommt nun ins Parlament. 
Wie schätzt du die Chancen ein? Kann 
die FDP dieses Verbot verhindern?

Die Rechtskommission hat unsere Motion gegen 
das Verbot mit 19 zu 6 Stimmen unterstützt. Die 
solide parteiübergreifende Mehrheit ist ein starkes 
Zeichen an den Bundesrat. Wenn die Parteien dem 
Votum ihrer Kommissionsvertreter folgen, stehen 
die Chancen gut, dass das Verbot im Parlament 
verhindert wird. Dies dank der Anstrengungen der 
FDP-Delegation in der RK-N und unserer Partei, 
welche sich als erste Partei auf nationaler Ebene 
entschieden gegen ein Verbot internationaler 
Adoptionen ausgesprochen hat.

Aktuelles aus dem Bundeshaus

NEIN zum Verbot
internationaler Adoptionen!
Interview mit Nationalrat Simone Gianini

Fanny Dietschi, Verantwortliche Freisinn 
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Auf Druck der Linken erwägt der Bundesrat, Kapitalbezüge in der zweiten und 
der dritten Säule schärfer zu besteuern. Die FDP kämpft konsequent für die 
Interessen des sparenden Mittelstandes und wehrt sich gegen neue Steuern.

Der Bund hat ein Ausgabenproblem. Es ist die 
Pflicht aller Politikerinnen und Politiker, die Bun-
desfinanzen wieder ins Lot zu bringen. Doch anstatt 

konsequent zu sparen, soll nun der Mittelstand mit 
noch mehr Steuern belastet werden. Bereits im Sep-
tember 2024 verhinderten die SP und die SVP eine 

Kampagne

Christopher Ulmer,  
Kommunikationschef lateinische Schweiz

Hilf uns jetzt, Druck auf 
den Bundesrat auszu-
üben und so unsere 
Altersvorsorge zu retten! 
Erstelle in wenigen 
Schritten deine persön-
liche Vernehmlassungs-
antwort!

korrigiert

dringend nötige Reform der zweiten Säule, welche 
besonders Frauen und Teilzeitarbeitende besser ver-
sichert hätte. Und nun soll noch eine Vorsorge-
steuer auf das eigenverantwortliche Sparen in der 
dritten Säule hinzukommen. Doch wer sein Leben 
lang hart arbeitet und aktiv für den eigenen Ruhe-
stand spart, darf nun nicht noch stärker zur Kasse 
gebeten werden!

Die FDP wird jeden Angriff auf unser  
Drei-Säulen-System in der Altersvorsorge  
abwehren und sich konsequent für die  
Interessen des Mittelstandes einsetzen. 
Deshalb fordern wir:
1. Personen mit Beitragslücken in der dritten Säule sol-
len diese nachträglich schliessen dürfen. Dies stärkt 
besonders auch die Vorsorge derjenigen, die in jungen 
Jahren kein 3a-Konto hatten, als Selbstständigerwer-
bende die Mittel dafür nicht aufbringen konnten oder 
mangels AHV-pflichtigen Einkommens (z. B. Mutter-
schaft oder Ausbildung) nicht einzahlen konnten.

2. Einführung von Teilbezugsmöglichkeiten von 
Vorsorgegeldern.

3. Tiefe Einkommen sollen ebenfalls in der beruf-
lichen Vorsorge versichert sein.

4. Die systemfremde Umverteilung im BVG muss 
gestoppt werden.

Der Staat muss endlich das Sparen lernen und 
nicht den Bürgern das Sparen vermiesen. 

Unterzeichnen Sie deshalb jetzt die Petition zum 
Schutz unseres Vorsorgevermögens – NEIN zur 
Vorsorgesteuer!

Verteidige
deine Altersvorsorge!
Mut zur Erneuerung und zur Effizienz 
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Bettina Balmer wurde einstimmig zur neuen Präsidentin gewählt. Am 8. März 2025 
versammelten sich die FDP.Die Liberalen Frauen Schweiz zur Generalversammlung 
im Grossratsgebäude in Aarau – ein symbolträchtiges Datum, da die Veranstaltung 
auf den Internationalen Frauentag fi el. Ein Tag, der für Gleichberechtigung und 
Fortschritt steht – Werte, die auch die FDP Frauen vertreten.

Ein zentraler Moment der Generalversammlung war 
der Präsidentinnenwechsel: Nach Jahren engagierter 
Führung übergab Nationalrätin Susanne Vincenz-
Stauff acher das Amt an Bettina Balmer. Die abtre-
tende Präsidentin aus dem Kanton St. Gallen prägte 

die FDP Frauen Schweiz in ihrer Amtszeit insbeson-
dere mit der Individualbesteuerungsinitiative. Dafür 
gebührt ihr grosser Dank. Mit Bettina Balmer über-
nimmt eine weitere profi lierte FDP Politikerin das 
Präsidium. Die Kinderchirurgin und Nationalrätin 

FDP-Frauen

Céline Büchel, Geschäftsführerin FDP Frauen 

Bettina Balmer wurde einstimmig per Akklamation zur neuen Präsidentin der FDP Frauen Schweiz gewählt. 
Bild: GV FDP.Die Liberalen Frauen Schweiz

Präsidentinnenwechsel

und Individualbesteuerung
Wechsel bei den FDP.Die Liberalen Frauen Schweiz 

aus Zürich engagierte sich bereits als Präsidentin der 
FDP Frauen Kanton Zürich intensiv für die Anlie-
gen liberaler Frauen. Ihr tiefgehendes Verständnis 
für nationale Politik, ihr starkes Netzwerk und ihre 
klare, freisinnig-liberale Haltung machen sie zur 
idealen Nachfolgerin. 

Die Geschäftsleitung der FDP.Die Liberalen Frauen 
Schweiz sprach ihr einstimmig die Empfehlung 
aus – eine Einschätzung, die von den Mitgliedern 
mit einer ebenso einstimmigen Wahl bestätigt 
wurde. Herzliche Gratulation, Bettina Balmer!

Die FDP Frauen bleiben ihrer progressiven, 
freisinnig-liberalen Politik treu
Im Fokus stehen weiterhin die Individualbesteuerung 
und eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie. 
Wir stehen ein für gleichen Lohn bei gleicher Arbeit, 
faire Renten, Gendermedizin, Bildung und Sicherheit. 
Gleichberechtigung erachten wir als selbstverständ-
lich – jede Frau in der Schweiz soll ihren individu-
ellen Lebensweg frei wählen können.

Die Individualbesteuerung bleibt im Fokus 
Die Individualbesteuerung ist für die FDP Frauen 
Schweiz auch unter dem neuen Präsidium eine Her-
zensangelegenheit und eine der ganz wichtigen 
Massnahmen zur besseren Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie. Mit grossem Interesse verfolgen wir 
die Verhandlungen im Parlament und haben mit 
einem gewissen Erstaunen das Ränkespiel der Mitte 
im Ständerat zur Kenntnis genommen. Um so mehr 
freuten wir uns über die Standhaftigkeit der FDP 
Ständeräte. Nun gilt es, die Individualbesteuerung 
respektive den bundesrätlichen Gegenvorschlag 
dazu sicher ins Ziel bringen. Wir bleiben dran und 
sind zuversichtlich: JA zur Individualbesteuerung!

Wechsel in der Geschäftsführung 
Auch in der Geschäftsführung gab es ab dem 
1. April 2025 einen Wechsel: Flavia Aebli übergab 
die Rolle an Céline Büchel. Mit ihrer langjährigen 
Erfahrung als Strategieberaterin in renommierten 
Unternehmen und ihrer Tätigkeit als Dozentin an 
der Universität Zürich für Chemie und Wirtschaft 
bringt Céline Büchel wertvolle Expertise mit, um 
die FDP Frauen weiter voranzubringen – insbeson-
dere dank ihrer strategischen Ausrichtung und 
ihrem Wissen im MINT-Bereich. 

Präsidentinnenwechsel bei den FDP Frauen Schweiz: 
links: neue Präsidentin Bettina Balmer
rechts: bisherige Präsidentin Susanne Vincenz-
Stauffacher

Geschäftsführerinnenwechsel:
Präsidentin Bettina Balmer (links) und 
Geschäftsführerin Céline Büchel der 
FDP Frauen Schweiz
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FDP Service Public 
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Simone Richner,
Präsidentin FDP Service Public

Ein Service Public,
der wirkt – nicht wächst
Mut zur Erneuerung und Effi zienz 

Der Service Public ist eine zentrale Stärke der Schweiz. Doch in einer Zeit 
begrenzter Ressourcen und steigender Erwartungen braucht es mehr als 
Routine: nämlich Mut zur Erneuerung, Effi zienz – und einen klaren Fokus 
auf das Wesentliche.

Der Service Public darf kein Selbstzweck sein
Wenn über den Service Public gesprochen wird, geht 
es schnell um Gefühle: Sicherheit, Gerechtigkeit, 
Verlässlichkeit. Diese Werte sind wichtig – und gera-
de in der Schweiz hat sich das Modell bewährt. Doch 
zwischen Postschalter und Onlineportal, zwischen 
Gemeindeschalter und Gesundheitswesen stellt sich 
zunehmend eine andere Frage: Was braucht es 
wirklich – und was nicht mehr?

Denn eines ist klar: Der Bedarf wächst, die Mittel 
nicht. Immer neue Anforderungen, komplexere 
Lebenslagen, digitale Ansprüche. Doch an vielen 
Orten wird vor allem das Bestehende verwaltet, nicht 
weitergedacht. Dabei wäre gerade jetzt die Zeit, den 
Service Public nicht grösser, sondern besser zu 
machen.

Effizienz ist kein Gegensatz zu Qualität
Gute öff entliche Leistungen müssen nicht zwangs-
läufi g teuer oder schwerfällig sein. Im Gegenteil: 
Gerade dort, wo der Service Public konsequent auf 
Wirkung ausgerichtet wird, steigt nicht nur die Quali-

tät – sondern auch das Vertrauen der Menschen. Da-
für braucht es klare Aufgaben, schlanke Strukturen 
und den Willen, Prozesse wirklich zu hinterfragen.

Es geht nicht darum, den Staat zurückzudrängen. 
Sondern darum, ihn dort stark zu machen, wo er 
gebraucht wird – und ihn dort loszulassen, wo ande-
re es besser können. Das bedeutet: Zusammenarbeit 
mit privaten Anbietern, Nutzung von technologi-
schem Fortschritt, fl exible Modelle in der Grund-
versorgung.

«Einen modernen 
Service Public erkennt 

man nicht an seiner 
Grösse – sondern an 

seiner Wirkung.»

Digitalisierung ist kein Projekt – sondern eine 
Haltung
Die digitale Transformation ist längst Realität. In vie-
len Lebensbereichen sind digitale Angebote selbst-
verständlich – nur der öff entliche Sektor hinkt häufi g 
hinterher. Dabei wäre gerade hier das Potenzial rie-
sig: vereinfachte Verfahren, digitale Schnittstellen, 
schnellere Abläufe. Was fehlt, ist oft nicht das Know-
how, sondern der Mut zur Umsetzung.

Wirklich bürgernahe Services beginnen nicht mit 
neuen Apps oder Podcasts, sondern mit der Frage: 
Was braucht die Bevölkerung – und wie können 
wir das einfacher, schneller und besser bereitstel-
len? Oft ist die Antwort einfacher, als man denkt.

Grundversorgung neu denken – ohne sie 
preiszugeben
Die Stärke des Schweizer Modells liegt darin, dass 
es niemanden zurücklässt. Das soll so bleiben. 
Doch der Anspruch, alle Leistungen überall in 
gleicher Form bereitzustellen, führt nicht immer 
zu Gerechtigkeit – sondern oft zu Verschwendung. 
Wer Grundversorgung sichern will, muss bereit 
sein, sie neu zu denken: digital, mobil, regional 
unterschiedlich – aber immer wirksam.

Die öff entliche Hand muss sich selbst die Frage 
stellen, die in jedem guten Unternehmen zentral 
ist: Was bringt dem Kunden wirklich einen Nut-
zen? Wer sich diese Frage ehrlich stellt, wird den 
Service Public nicht blind zurückbauen – sondern 
gezielt weiterentwickeln: zukunftsfähig, wirkungs-
orientiert und nah an den Menschen.

«Wer Digitalisierung 
richtig versteht, spart 

nicht nur Geld – 
sondern Zeit, Energie 

und Nerven.»
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In diesen Tagen erleben wir die gravierendsten sicherheitspolitischen Veränderungen seit dem Zusammenbruch der 
Sowjetunion. Die Ukraine wird feilgeboten, Putins Regime wird rehabilitiert und unter Trump ist unklar, ob Amerika  
dem europäischen Kontinent in Kriegszeiten noch zu Hilfe kommt. Die FDP präsentiert sieben Forderungen, um auch in 
Zukunft unsere Sicherheit zu schützen – und unsere Freiheit. 

1 Kühlen Kopf bewahren 
Wir erleben das Ende einer Ära. Wie die 
neue aussieht, weiss heute noch niemand. In 

dieser unsicheren und unübersichtlichen Über-
gangsphase braucht die Schweiz die Besonnenheit, 
um zu einer sorgfältigen Analyse zu kommen. Und 
die Geduld, um ihre Interessen strategisch zu ver-
folgen. Nur unter einer regelbasierten Weltordnung 
kann ein demokratischer, liberaler und export-
orientierter Kleinstaat gedeihen. 

2 Keine fremden Herrscher 
Wenn die Mächtigsten die Welt unter sich 
aufteilen, zahlen die anderen den Preis.  

 
Wir wollen nicht von Grossmächten beherrscht  
werden und folgen weder Autokraten wie Wladi-
mir Putin noch rücksichtslosen Machtpolitikern 
wie Donald Trump. Zu viele in unserem Land las-
sen sich blenden von solchen starken, bestimmen-
den Figuren. Heute trifft es die Ukraine und 
Grönland. Morgen trifft es Polen oder die 
Schweiz.

3 Massiv mehr investieren
Unsere Armee braucht zusätzliche Milliar-
den für alle Dimensionen der Verteidigung. 

Ein Beispiel: Bald erhält die Schweiz zwei Patriot- 
Systeme, die uns vor Raketen- und Drohnenan- 

 
griffen schützen sollen. Die Schweiz misst 41 000 
km². Die beiden Patriots decken aber nur je 7500 
km² ab. Würden wir Zürich und St. Gallen schüt-
zen, Basel und Bern oder Genf und Lausanne? 
Ganz zu schweigen von den Randregionen. 

4 Antreten! 
Jedes Jahr verliert die Armee über 6000 
Personen an den Zivildienst. Während 

unsere Nachbarn aufrüsten, haben manche 
Schweizer WKs nicht mal einen Koch. Trotzdem 
schafft es der Bundesrat seit Jahren nicht, ein neu-
es Dienstmodell vorzuschlagen. Dabei läge die 
Lösung auf dem Tisch: mehr Armee, mehr Zivil-

Schwerpunkt

Luftabwehrsystem Patriot des US Rüstungskonzerns Raytheon Technologies, Symbolbild.

So schützen wir die Schweiz 
7 Forderungen der FDP

korrigiert
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Schwerpunkt

schutz. Und der Zivildienst wird in der heutigen 
Form abgescha� t. 

5 Rüstungsindustrie retten
Zur bewa� neten Neutralität gehört eine 
wettbewerbsfähige Rüstungsindustrie, die 

ins Ausland exportieren kann. Nur haben Linke, 
Mitte und SVP das faktisch verboten. Die FDP 
fordert alle Parteien dazu auf, mit ihr das Kriegs-
materialgesetz anzupassen. Konkret muss die 
Wiederausfuhr von Wa� en an Partnerländer unter 
bestimmten Voraussetzungen wieder möglich 
sein. Und zwar noch vor Ende dieses Jahres.

6 Üben für den Kriegsfall
Im Kriegsfall verteidigt die Schweiz ihr 
Territorium. Doch bspw. bei der Abwehr 

einer Rakete ist sie auf die Hilfe umliegender 
Länder angewiesen. Deshalb braucht es nun 
intensivierte Übungen mit der Nato, um die Ab-
wehr z. B. eines russischen Angri� s zu trainie-
ren. Schon General Guisan probte mit Frank-
reich das «Manöver H», bei dem die französische 
Armee Artilleriestellungen in der Schweiz 
bezogen hätte. 

7 Lebendige Neutralität bewahren
Die bewa� nete Neutralität der Schweiz 
wird heute von beiden Polparteien bedroht. 

Die SP will ohnehin die Armee abscha� en, noch 
letztes Jahr sprach die Partei von einem «Trach-
tenverein». 

Die SVP will die Neutralität versteinern und den 
Bundesrat in ein starres Korsett zwängen. Ihre 
«Pro-Putin-Initiative» würde Autokraten stärken 
und es der Schweiz verunmöglichen, in Konfl ik-
ten klug eigene Interessen zu wahren. 

Statt sich wie die Armeeabscha� er der SP und 
die Putinversteher der SVP hinter falschen Frie-
densmotiven zu verstecken und dem Aggressor 
nachzugeben, braucht es Mut. Den Mut der Libe-
ralen, allen Appeasern zu widerstehen. Und den 
Mut der FDP, die Schweiz wieder sicher zu 
machen. 

Heute und in Zukunft: Wir stehen unerschütter-
lich zu einer verteidigungsfähigen Armee, zu 
einer regelbasierten Weltordnung, zur Selbstbe-
stimmung der Ukraine und zur bewa� neten Neu-
tralität.

«Wir wollen nicht von 
Grossmächten 

beherrscht 
werden und folgen 

weder Autokraten wie 
Wladimir Putin noch 

rücksichtslosen 
Machtpolitikern wie 

Donald Trump.»

Welchen Teil der Schweiz schützen wir?

korrigiert
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FDP Luzern setzt sich erfolgreich für den Erhalt der schriftlichen Abschlussprüfung in Allgemeinbildung ein.

Worum geht es?
Die Ankündigung, der Bund sehe in Zukunft von 
der schriftlichen Abschlussprüfung in Allgemein-
bildung ab, stiess schweizweit auf breite Kritik. 

Auch im Kanton Luzern war die Betroff enheit 
gross – bei Lehrbetrieben, Ausbildnerinnen und 
Ausbildnern, Lernenden und Bildungsexperten. 
Dass schriftliche Prüfungen als wesentlich für die 
Sicherstellung der Bildungsqualität und als fester 
Bestandteil eines einheitlichen Qualifi kationsver-
fahrens gelten und insbesondere auch die Chancen-
gleichheit fördern, ist eine weit verbreitete Grund-
haltung. 

Für die FDP Luzern war klar: Es geht um mehr als 
eine Prüfungsform. Es geht um den Wert einer fun-
dierten Allgemeinbildung als Teil der qualitativ 
hochstehenden Berufsbildung und letztlich um die 
Zukunft junger Fachkräfte.

Was tat die FDP Luzern?
Einen Guide zur Lancierung einer Petition 
durch eine Kantonalpartei.
Bereits seit einiger Zeit hegte die FDP Luzern den 
Plan, eine Petition zu einem aktuellen Thema zu 
lancieren. Die vom Bund angekündigte Streichung 
der schriftlichen Abschlussprüfung in Allgemein-
bildung bot daher den idealen Anlass, dieses Vor-
haben umzusetzen. 

1. Die Partei reagierte prompt und initiierte eine 
Online-Petition gegen diesen Entscheid.

2. Die Medien griff en das Thema prominent auf, 
und die Verbreitung über die sozialen Medien
funktionierte wie gewünscht. Innert drei Wochen 
unterstützten 444 Personen via Online-Petition das 
Anliegen.

3. Die Petition war zeitgleich ein gutes Instru-
ment, mit den Wählenden in Kontakt zu kom-
men und auf die FDP Luzern aufmerksam zu 
machen. 

In der Folge auf weitere schweizweite Aktivitäten 
durch die FDP lenkte der Bundesrat ein und über-
trug die Entscheidungskompetenz über die Durch-
führung der schriftlichen Abschlussprüfung in All-
gemeinbildung an die einzelnen Kantone. 

Für die FDP Luzern war klar, dass ihr Einsatz nun 
konsequenterweise auf kantonaler Ebene fortge-
setzt werden muss.

4. In der Märzsession 2025 reichte FDP-Kantonsrat 
Ronny Beck eine überparteilich breit unterstütz-
te Motion ein, die den Regierungsrat auff ordert, die 
schriftliche Abschlussprüfung im Fach Allgemein-
bildung als festen Bestandteil des Qualifi kations-
verfahrens beizubehalten.

Die FDP Luzern verfolgt ihr Ziel, sich für eine star-
ke und zukunftsfähige Berufsbildung einzusetzen, 
weiter – für eine Berufsbildung, die den Lernenden 
die besten Chancen auf dem Arbeitsmarkt sichert.

Keine ABU-Abschlussprüfung mehr?

FDP Luzern reichte Online-Petition ein

Bild generiert mit KI, Bild: FDP.Die Liberalen Schweiz

Katja Häfliger,
Geschäftsführerin FDP.Die Liberalen Luzern
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Kampagnen

Mit ihrer Kündigungsinitiative will die SVP den bewährten bilateralen Weg abbrechen. Ausgerechnet jetzt, wo Russland 
einen völkerrechtswidrigen Krieg führt und Trump den Welthandel sabotiert, sollen die alten, bewährten Verträge der 
Schweiz fallen. Die FDP wird die Initiative mit aller Kraft bekämpfen.

Wir befi nden uns in unsicheren Zeiten und dürfen 
gerade jetzt die bewährten bilateralen Verträge mit 
der EU nicht zerstören. Die Schweiz und ihre Nach-
barn können sich nicht mehr darauf verlassen, dass 
die USA Europa im Falle eines bewaff neten Konfl ik-
tes zu Hilfe eilt. Hinzu kommt die globale wirtschaft-
liche Unsicherheit, nachdem das Weisse Haus am 
2. April scheinbar willkürliche Zölle erlassen hat. Ein 
Bruch mit unserem wichtigsten Handelspartner ohne 
Plan B ist deshalb nicht nur unverantwortlich, son-
dern auch gefährlich.

Weniger Arbeitskräfte, mehr Asylmigration
Eine Annahme der Kündigungsinitiative würde 
einen Asylkollaps provozieren. Denn die Schengen-
Dublin-Verträge würden gekündigt, da diese auf der 
Personenfreizügigkeit aufbauen. Zehntausende in 
den Dublin-Staaten abgewiesene Migranten würden 
somit in die Schweiz kommen, da sie hier ein zweites 
Asylgesuch stellen dürften. 

Spitäler kollabieren, Baustellen verwaisen, 
Bauern lassen ihre Ernten verrotten
Mit der Kündigungsinitiative nimmt der bereits heute 
akute Fachkräftemangel innert kürzester Zeit drama-
tische Ausmasse an. Auch die Landwirtschaft wäre 
massiv betroff en. Die Kündigungsinitiative ist ein 
Angriff  auf unsere Versorgungssicherheit: Arbeits-

kräfte würden beispielsweise auf den Ostschweizer 
Gemüsefeldern fehlen, in der Fleischverarbeitung der 
Grossverteiler, in den sonnigen Rebhängen des 
Lavaux.

Welche KMU könnten heute noch erfolgreich ge-
schäften, wenn sie nicht auf fähige Arbeitskräfte aus 
den Nachbarländern zählen dürften? Und selbst jenen 
KMU, die überleben, legt die SVP schwere Fesseln 
an, weil unsere Betriebe nicht mehr ungehindert 
exportieren könnten.

Blinde Polizei, abgetauchte Kriminelle
Die Kündigungsinitiative der SVP gefährdet die 
gesamte Schweizer Bevölkerung. Ohne das Schen-
gen-Informationssystem (SIS), welches täglich Dut-
zende Warnmeldungen über Terroristen und andere 
Kriminelle liefert, wären unsere Polizistinnen und 
Polizisten blind.

Fehlende Arbeitskräfte

und massive Asylmigration
Nein zur brandgefährlichen SVP-Kündigungsinitiative 

Kämpfe jetzt mit uns 
gegen die 
Kündigungsinitiative!

Zu den Asylvorstössen:

Medienkonferenz zur Kündigungsinitiative, v.l.: NR Christian Wasserfallen, NR Damien Cottier, SR Thierry Burkart, NR Jacqueline de Quattro, SR Damian Müller

«Die 
Kündigungsinitiative der 
SVP ist undurchdacht, 
schädlich für unseren 

Wohlstand und 
gefährlich für die 

Sicherheit der 
Schweiz.»

korrigiert
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Neue Stimmen in der FDP-Fraktion
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Seit einem Jahr gehören Kris Vietze, Heinz Theiler und Nadine Gobet dem nationalen Parlament an. 
Die drei FDP-Politiker geben Einblick in ihren neuen Alltag, in die Freuden und die Frustrationen in der politischen Arbeit. 
Sie erzählen von ihren politischen Prioritäten und den prägendsten Momenten ihres ersten Jahres in Bern.

Mein erstes Jahr im Bundeshaus
Zwischen Beruf, Privatleben und Politik

Was sind die grössten Veränderungen in Ihrer 
Organisation zwischen Ihrem Berufsleben, 
Ihrem Privatleben und Ihrem politischen 
Engagement auf Bundesebene?
Ich will einen Beitrag dazu leisten, dass unser 
einzigartiges Land auch in Zukunft einzigartig 
sein kann. Deswegen verbinde ich seit vielen Jah-
ren aktiv Politik, Wirtschaft und Gesellschaft – es 
gehört zu meinem Alltag, Politik, Beruf und Pri-
vatleben unter einen Hut zu bringen. Dass ich das 
heute als Nationalrätin machen darf, erfüllt mich 
mit grosser Freude.

Wo sehen Sie derzeit die dringendsten Handlungs-
felder in der Sozial- und Gesundheitspolitik?
Die Menschen in unserem Land verdienen eine 
hervorragende Gesundheitsversorgung, Sicherheit 
im Fall der Fälle und eine stabile, sichere Altersvor-
sorge – Punkt. Leider landen die vielen Prämien 
und Abgaben nicht bei den Menschen, sondern es 
verbrennen Abermilliarden in einem ineffi  zienten 
System der Bürokratie. Das müssen wir stoppen. 

Welches Erlebnis aus Ihrem ersten Amtsjahr im 
Nationalrat war für Sie persönlich besonders 
prägend?
Das Parlament ist ein sprachliches und politisches 
Abbild unserer Schweiz. Es berührt mich jedes Mal 
von neuem, wenn ich erlebe, wie im Parlament – 
bei aller sachlichen Härte in der politischen Aus-
einandersetzung – unsere Schweizer Demokratie 
gelebt wird: Unsere Willensnation und unsere poli-
tische Kultur sind einzigartig auf der Welt. 

Kris Vietze

«Unsere Willensnation 
und unsere 

politische Kultur 
sind einzigartig 
auf der Welt.»

Gabrielle De Simone,
Mitarbeiterin Kommunikation 
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Welche wesentlichen Veränderungen haben sich 
in Ihrer täglichen Organisation ergeben, seitdem 
Sie berufl ich, privat und auf Bundesebene politisch 
engagiert sind – und wie beeinfl ussen diese 
unterschiedlichen Lebensbereiche einander?
Die Neuorganisation meines Karosseriebetriebes 
mit einem Geschäftsführer war sicher die grösste 
Herausforderung. Die schnelle Einarbeitung in die 
nationalen Politgeschäfte und die Organisation der 
Termine waren die zweite grosse Herausforderung. 
Die Sitzungen nehmen durch den langen Anfahrts-
weg von Goldau nach Bern mehr Zeit in Anspruch.

Sie sind Mitglied der Sicherheitspolitischen Kom-
mission. Was sind Ihrer Meinung nach die Prioritä-
ten in diesem Bereich?
Es ist wichtig, der Bevölkerung klarzumachen, dass 
sich die Sicherheitslage in Europa massiv verschlech-

tert hat, ohne damit Panik zu verbreiten. Die Armee 
muss möglichst schnell wieder vollständig ausgerüs-
tet werden, um den Verfassungsauftrag zu erfüllen. 
Aber auch die Bekämpfung der organisierten Krimi-
nalität und der Desinformationskampagnen als Teil 
der hybriden Bedrohung hat hohe Priorität.

Ein besonders prägender Moment in Ihrem ersten 
Jahr als Nationalrat?
Mir fallen dazu zwei Erlebnisse ein: der Besuch 
meiner beiden Söhne im Bundeshaus anlässlich der 
Vereidigung als Nationalrat. Das war für mich ein 
sehr besonderer Moment. Und als zweites die sehr 
sachorientierte und konstruktive Zusammenarbeit 
mit Mitgliedern der anderen bürgerlichen Parteien, 
um die Armeebotschaft in der Herbstsession in tro-
ckene Tücher zu bringen. 

Wie hat sich die Organisation Ihres Alltags durch 
Ihr berufl iches, privates und politisches Engage-
ment auf Bundesebene verändert?
Ich musste ein neues Gleichgewicht zwischen meiner 
Funktion als Direktorin eines Arbeitgeber- und Wirt-
schaftsverbandes mit 45 Mitarbeitenden und meinem 
Engagement als Nationalrätin fi nden. Dieses Gleich-
gewicht ist wichtig, weil ich sowohl das Mandat, wel-
ches mir die Freiburger anvertraut haben, ehren 
möchte als auch meinen Job behalten möchte, der 
mich mit der Realität vor Ort verbindet. Es war auch 
notwendig, zu lernen, Platz zu schaff en, um etwas 
Zeit für die Medien zu investieren, während ich ver-
suche, ein wenig Privatleben zu bewahren.

Welche Prioritäten sehen Sie derzeit für die Kom-
mission für Rechtsangelegenheiten?
Unsere Kommission sorgt hauptsächlich für die Stabi-
lität der Schweizer Rechtsordnung. Es geht vor allem 

darum, legislative Entscheide zu fällen, ohne sich zu 
einem Übermass an Revisionen verleiten zu lassen. 
Darüber hinaus müssen wir mit den rechtlichen Her-
ausforderungen umgehen, die die neuen Technologien 
und eine immer stärker bindende europäische Gesetz-
gebung mit sich bringen.   

Welcher Moment aus Ihrem ersten Jahr im Natio-
nalrat ist Ihnen besonders in Erinnerung geblieben  
und warum?
Der prägendste Moment wird der meiner Vereidi-
gung innerhalb der Wände des Nationalrates sein. 
Ich erinnere mich besonders an den Stolz, den ich 
empfunden habe, sowie an die Demut angesichts 
meiner neuen Verantwortung. Zwei weitere denk-
würdige Episoden waren das erste Mal, als ich vom 
Rednerpult aus sprechen musste, sowie meine Teil-
nahme an der Wahl eines Bundesratsmitglieds 
während meiner allerersten Sitzung.

Heinz Theiler

Nadine Gobet

«Es ist wichtig, der Bevölkerung klarzumachen, 
dass sich die Sicherheitslage 

in Europa massiv verschlechtert hat.»

«Unsere Kommission sorgt hauptsächlich 
für die Stabilität der Schweizer Rechtsordnung.»
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Schwerpunkt

Frühjahrssession 2025

Es wimmelt wieder im Bundeshaus. 

Von 3. bis 21. März fand die Frühjahrssession 
2025 statt. 

Mehr dazu auf Seite 23.

Für alle, die den Wecker stellen 

Bereit für die Wahlen 2027?

Wir präsentieren: Der FDP-Wecker

Er ist schon heute gestellt auf die Wahlen 2027. 
Dann entscheidet sich, ob die Schweiz vollends 
zum linken Umverteilungsstaat wird – oder ob 
wir das liberale Erfolgsmodell bewahren. 

Kämpfen wir gemeinsam dafür: in den  
Gemeinden, in den Kantonen und bei den  
eidgenössischen Wahlen 2027!

Man kann den FDP-Wecker nicht kaufen,  
nur verschenken:  
an Mitglieder der FDP, die sich besonders  
für einen Politikwechsel zugunsten der  
Bürgerinnen und Bürger engagieren. 

Sie können jeden Parteifreund dafür empfehlen 
mit einer kurzen Begründung, wieso er den  
Wecker verdient: wecker@fdp.ch

korrigiert
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Rückblick

Zunächst fehlte nur eine Stimme. Im zweiten Wahlgang war es dann mehr 
als deutlich. Die Schweiz hat einen neuen Bundesrat: Martin Pfi ster. 

Ein Zentralschweizer Regierungsrat hat den Start-
Ziel-Sieg von Nationalrat Markus Ritter verhindert. 
Ich gratuliere dem neuen Bundesrat ganz herzlich. 
Mit dem VBS übernimmt er ein Schlüsseldeparte-
ment für die Sicherheit unseres Landes. Die fast 
schon langweilige Bundesratswahl wurde von vielen 
Beobachtern und Medienschaff enden verfolgt. In der 
Wandelhalle war an diesem Tag deutlich zu spüren: 
Es gibt keine Medienkrise in diesem Land. Es 
wimmelte nur so von Chefredaktoren, Kameras, 
Mikrofonen und Hauptstadtjournalisten. Mangel an 
Berichterstattung und Information? Fehlanzeige. 
Selbst mit einem Smartphone konnte man für seine 
Plattform über eine solche Wahl berichten und sie 
zum Ereignis machen. So viele Journalisten wie sonst 
nie waren im Bundeshaus. 

Der Markt lebt und zeigt, dass Berichterstattung auch 
ohne staatliche Subventionen möglich ist. Statt diesen 
lebendigen Markt zu akzeptieren und allenfalls auf 
andere Lücken in der Berichterstattung hinzuweisen, 
haben die verschiedenen Sender und die Journalisten 
von SRF mehr als nur zur Hektik beigetragen. Die 
Staatssender richteten sich mit der grossen Kelle ein. 
Mehrere Räume wurden ausgeräumt, und nicht weni-
ger als vier grosse Übertragungswagen waren vor 
dem Bundeshaus parkiert. Etwas mehr Demut, gute 

Recherche und faire Berichterstattung würden hier 
mehr helfen, um das Verständnis in Politik und Be-
völkerung zu erhalten. Aber da braucht es wohl die 
Halbierungsinitiative, um der SRG auf die Sprünge 
zu helfen.

Was sonst noch lief:
1. Fehlende Arbeitskräfte, massive Asylmigra-
tion: NEIN zur SVP-Kündigungsinitiative
Die SVP will mit der Kündigungsinitiative den 
bewährten bilateralen Weg abbrechen. Der Wegfall 
der Bilateralen würde dazu führen, dass qualifi zier-
te Arbeitskräfte in Spitälern, der Gastronomie und 
diversen KMUs fehlt. Dafür würde die Schweiz zu 
einer Hochburg für Asylmigration werden, da sämt-
liche von der EU abgewiesene Migrantinnen und 
Migranten bei uns erneut ein Visum beantragen 
könnten. Mehr dazu auf Seite 19.

2. Individualbesteuerung:
Mitte-Links vergiftet Vorlage
Der Ständerat und Parteipräsident Thierry Burkhart 
brachten es auf den Punkt: Die Individualbesteue-
rung ist ein «gesellschaftspolitisches, ein steuer-
rechtliches und ein wirtschaftspolitisches Gebot». 
Zwar hat der Ständerat die Gesetzesvorlage ange-
nommen, jedoch hat Mitte-Links zulasten der 

Hier geht's zu den 
Sessionsberichten:

Bild: Bundeshaus

Vier Lastwagen

für ein Halleluja
Das war die Frühjahrssession 2025 

Schweizerinnen massiv höhere Steuern durchge-
drückt. Immerhin: Die Wirtschaftskommission des 
Nationalrats hat kurz nach der Frühjahrssession 
korrigiert: Gemäss ihrem Konzept würden die 
Bürgerinnen und Bürger nicht mehrere hundert 
Millionen Franken mehr an Steuergeldern zahlen 
müssen. Mehr dazu auf Seite 12.

3. Nationalrat erteilt Juso-Enteignungs-
initiative eine Abfuhr
Der Nationalrat hat deutlich beschlossen, Volk 
und Ständen die Juso-Enteignungsinitiative, die 
eine hohe Erbschaftssteuer fordert, zur Ablehnung 
zu empfehlen. Die FDP hat an vorderster Front für 
das deutliche NEIN gekämpft. Die Initiative wür-
de die Weitergabe von Familienbetrieben massiv 
erschweren bis verunmöglichen. Ein Grossteil der 
Betroff enen würde wegziehen, was gar zu Minder-
einnahmen für den Fiskus führen würde. Und für 
die innovativen Jungfi rmen wäre die Schweiz nicht 
mehr attraktiv. Mehr dazu auf Seite 4 bis 7.

4. 15 FDP-Vorstösse für eine konsequente 
Asylpolitik
Der Fokus der Debatte lag auf einer konsequenten 
Steuerung des Asylwesens, robusten Massnahmen 
zur Grenzsicherung und klar defi nierten Regeln 
beim Familiennachzug. Die FDP unterstützte 
überwiegend alle Initiativen – bis auf die Motion, 
die eine fl ächendeckende Überwachung der Lan-
desgrenzen forderte. Mit 127 Stimmen setzte sich 
zudem eine eigene Fraktionsmotion durch. Diese 
beauftragt den Bundesrat, gezielt Massnahmen zu 
entwickeln, die logistische Hürden im Vollzug von 
Wegweisungen abbauen und stark belastete 
Kantone mit zusätzlichem Personal sowie fi nan-
ziellen Mitteln entlasten. Ziel ist es, den Rückfüh-
rungsprozess effi  zienter zu gestalten und die 
Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen 
nachhaltig zu stärken. Mehr dazu auf Seite 19.

Christian Steiner, Fraktionssekretär 

korrigiert




